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Sehr geehrte Mandanten,

können Sie sich vorstellen, was unter einer "digitalen Elbphilharmonie"

zu verstehen ist? Nein, es hat nichts mit Computermusik zu tun. Viel-

mehr handelt es sich um einen Begriff, den man im Schwarzbuch des

Bund der Steuerzahler e.V. finden kann, und der treffender nicht sein

könnte.

Gemeint ist ein Projekt von Schleswig-Holstein und der Hansestadt

Hamburg, die zusammen eine Personalverwaltungssoftware entwi-

ckeln (wollen). Diese soll neben der Personalverwaltung auch die

Gehaltsabrechnungen erstellen. Da stellt man sich natürlich die Frage,

was eine solche Software kosten darf. Dies können wir auch nicht so

genau beantworten, aber nach dem Vergleich mit der Elbphilharmonie

ist klar: Sie kostet in jedem Fall viel mehr, als sie dürfte, und ähnelt

schon fast bundesdeutschen Flughafenprojekten:

Hamburg hatte für das Projekt ursprünglich 40 Millionen Euro vorge-

sehen. Die Software sollte 2013 (!) in Betrieb genommen werden. Im

Frühjahr 2014 war klar, dass die Software erst 2015 oder 2016 genutzt

werden kann. Mittlerweile spricht man davon, dass ein kompletter Ein-

satz wohl erst 2017 möglich sein wird. Die Hoffnung stirbt ja bekannt-

lich zuletzt. Aber dafür kommen wohl noch Mehrkosten von 17,45 Mil-

lionen Euro hinzu.

Selbstverständlich sind dabei laufende Softwarekosten, etwa für

Anpassungen an den aktuellen Rechtsstand, nicht berücksichtigt. Von

einer technischen Pflege mal ganz abgesehen. So oder so: Ihr Steuer-

büro ist da wesentlich effizienter und schneller - und dies gilt nicht nur

für Gehaltsabrechnungen!

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.

Inhalt
Hinweis:

Alle Steuerzahler 3

Termine: Steuern und Sozialversicherung

Hohe Steuerzinsen: BdSt unterstützt Musterverfahren

Aufwands- und Rückspenden: BMF klärt steuerliche Anerkennung

Verspätete Meldung bei BNetzA: Überzahlte Einspeisevergütun-

gen zurückzuzahlen

Sonder-AfA: Bescheinigung der Denkmalschutzbehörde ist bin-

dend

Rechtsprechung bestätigt: Kündbarkeit von Bausparverträgen

durch Bausparkassen

Steuerbefreiung für Familienheime: Übertragung innerhalb von

zehn Jahren führt trotz Weiternutzung als Wohnung zu rückwir-

kender Versagung

Freiberufler 7

Bareinzahlungen auf betriebliches Konto: Steuerpflichtiger muss

bei Prüfung des Vorliegens von Einlagen verstärkt mitwirken

Beschäftigungsverbot für Schwangere: Lohnanspruch besteht ab

erstem Tag des Arbeitsverhältnisses

Aufwendungen für einen Ferrari: Kein voller Vorsteuerabzug

Rechnungen einer "Briefkastenfirma": Vorsteuerabzug nicht aus-

geschlossen

Selbstanzeige während Betriebsprüfung: Beweisschwierigkeiten

aufgrund Zeitablaufs gehen zulasten des Steuerpflichtigen

Betriebliche Altersversorgung: Verzinsung eines Versorgungskapi-

tals

DAAD-Stipendium: Kein steuerlicher Abzug von Studienkosten

Pkw-Anhänger mit Werbung auf Seitenflächen: Abstellen als

unerlaubte Straßennutzung



Schaufenster Steuern Mandantenbrief HANK und PARTNER mbB / Eisenmenger und Kollegen GmbH

Schwäbisch Hall 3

Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

12.12.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

�� Einkommensteuer

�� Kirchensteuer

�� Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.12. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Dezember 2016

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Dezem-

ber ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 28.12.2016.

Hohe Steuerzinsen: BdSt unterstützt  
Musterverfahren

Der Bund der Steuerzahler unterstützt ein neues Musterverfahren ge-

gen hohe Steuerzinsen. „Während die Sparer unter niedrigen Zinsen 

leiden, bekommt das Finanzamt eine Top-Rendite“, kritisiert BdSt-

Präsident Reiner Holznagel. Seit mehr als 50 Jahren liegt der Zinssatz 

für Steuernachzahlungen und Steuererstattungen bei 0,5 Prozent pro 

Monat – also 6 Prozent pro Jahr. Angesichts der Niedrigzinsphase ist 

dieser Zinssatz zu hoch.

„Der Fiskus muss sich fragen, warum er bei Steuererstattungen bes-

sere Konditionen anbieten kann als Banken und Sparkassen. Schließ-

lich werden die hohen Erstattungszinsen wieder aus Steuermitteln 

gezahlt.“ Mit einem neuen Musterverfahren will der BdSt jetzt prüfen 

lassen, ob der Zinssatz noch zeitgemäß ist.

Konkret unterstützt der Verband die Klage eines Ehepaares aus Nord-

rhein-Westfalen gegen die Steuerbescheide für das Jahr 2010 und 2011. 

Das Finanzamt benötigte für die Bearbeitung der Steuererklärung 2011 

mehr als zehn Monate und setzt dann neben den Steuern auch Zinsen 

in Höhe von 6 Prozent pro Jahr fest. Deutlich mehr Zinsen fielen für das 

Jahr 2010 an. Hier setzte das Amt die endgültige Steuer erst im Januar 

2016 fest. In beiden Fällen hatten die Kläger die lange Bearbeitungszeit 

nicht verschuldet. Gegen die Zinsfestsetzungen legten die Kläger Ein-

spruch und mit Unterstützung des BdSt jetzt Klage beim Finanzgericht 

Münster ein (Az. 10 K 2472/16 E). Damit ist erstmals ein Klageverfah-

ren anhängig, das einen ganz aktuellen Zinszeitraum betrifft.

Von dem Verfahren profitieren auch andere Steuerzahler, die die hohen 

Steuerzinsen nicht akzeptieren möchten. Auch sie können gegen ihren 

Bescheid Einspruch einlegen und das Ruhen des Verfahrens beantra-

gen. Zur Begründung sollte auf das Musterverfahren beim FG Münster 

(Az. 10 K 2472/16 E) und ergänzend auf das BFH-Verfahren (Az. I R 

77/15) verwiesen werden. Bei einem Erfolg der Klageverfahren erhal-

ten die Einspruchsteller ggf. später die zu viel gezahlte Zinsen zurück.

BdSt, Pressemitteilung vom 26.08.2016

Aufwands- und Rückspenden: BMF klärt steuerliche 
Anerkennung

In einem aktuellen Schreiben beschäftigt sich das Bundesfinanzminis-

terium (BMF) mit der steuerlichen Anerkennung von Spenden durch 

den Verzicht auf einen zuvor vereinbarten Aufwendungsersatz (Auf-

wandsspende) beziehungsweise einen sonstigen Anspruch (Rückspen-

de). Klargestellt werden die Voraussetzungen für die Anerkennung des 

steuerlichen Abzugs von Aufwand aus „regelmäßigen Tätigkeiten“.

Die Regelung gilt laut BMF für alle offenen Fälle. Wie bisher könnten 

Ansprüche auf einen Aufwendungsersatz oder eine Vergütung nur 

dann als Spende zum Abzug zugelassen werden, wenn sie ernsthaft 

eingeräumt sind und nicht von vornherein unter der Bedingung des 

Verzichts stehen. Wesentliche Indizien für die Ernsthaftigkeit von An-

sprüchen auf Aufwendungsersatz oder einer Vergütung seien auch die 

zeitliche Nähe der Verzichtserklärung zur Fälligkeit des Anspruchs und 

die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Zuwendungsempfängers, 

heißt es in dem aktuellen Schreiben. Bei regelmäßigen Tätigkeiten der 

Spender würden die Steuerverwaltungen der Länder die Verzichtser-

klärung dann noch als zeitnah einordnen, wenn der Verzicht innerhalb 
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eines Jahres nach Fälligkeit des Anspruchs erklärt wird. Regelmäßig sei 

eine Tätigkeit dabei, wenn sie gewöhnlich monatlich ausgeübt wird.

Das ausführliche Schreiben steht als pdf-Datei auf den Seiten des Fi-

nanzministeriums (www.bundesfinanzministerium.de) zum Download 

zur Verfügung.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 24.08.2016, IV C 4 – S 

2223/07/0010 :007

Verspätete Meldung bei BNetzA: Überzahlte  
Einspeisevergütungen zurückzuzahlen

Eine Netzbetreiberin kann vom Betreiber einer Photovoltaikanlage 

die Rückzahlung gezahlter Einspeisevergütungen verlangen, wenn der 

Betreiber die Anlage nicht rechtzeitig bei der Bundesnetzagentur an-

gemeldet hat. Da dieser Rückforderungsanspruch allgemeinen Interes-

sen dient, kann der Anlagenbetreiber etwaige eigene Ansprüche nicht 

entgegensetzen. Das hat das Schleswig-Holsteinischen Oberlandesge-

richt (OLG) entschieden.

Die Klägerin betreibt Strom- und Gasnetze in Schleswig-Holstein. Der 

Beklagte unterhält auf seinem Grundstück eine Photovoltaik-Dachan-

lage, mit der er seit Mai 2012 Strom in das Netz der Klägerin einspeist. 

Auf einem von der Klägerin zuvor übersandten Formblatt hatte der 

Beklagte angegeben, die Anlage bei der Bundesnetzagentur angemel-

det zu haben. Tatsächlich war diese Meldung zunächst unterblieben. 

Dies stellte die Klägerin im Herbst 2014 fest. Der Beklagte holte die 

Meldung dann im November 2014 nach. Für die Zeit von Mai 2012 

bis November 2014 hatte die Klägerin dem Beklagten Einspeisever-

gütungen nach den Fördersätzen des Erneuerbare-Energien-Gesetztes 

(EEG) gezahlt, die sie nun zum Teil zurückverlangt, weil der Beklagte 

nach ihrer Meinung wegen der fehlenden Anmeldung der Anlage keine 

beziehungsweise nur eine geringere Vergütung nach dem Marktwert 

verlangen kann. Der Beklagte meint, die Klägerin sei als Netzbetrei-

berin verpflichtet gewesen, ihn auf die Meldepflicht und die Vergü-

tungsrelevanz hinzuweisen, und sie hätte selbst prüfen müssen, ob die 

Anlage bei der Bundesnetzagentur angemeldet ist. Das Landgericht 

Itzehoe hat der Klage in erster Instanz stattgegeben. Das hat das OLG 

nun bestätigt.

Die Klägerin könne vom Beklagten einen Großteil der bis November 

2014 ausgezahlten Vergütung nach den §§ 57 Absatz 5 Satz 1, 3 EEG 

2014 und § 35 Absatz 4 EEG 2012 zurückverlangen. Die Anlage sei in 

der Zeit bis November 2014 nicht bei der Bundesnetzagentur gemel-

det gewesen, sodass die Förderungsvoraussetzungen nicht vorlagen 

und es insoweit zu einer Überzahlung der Einspeisevergütung gekom-

men sei. Das Rückzahlungsverlangen der Klägerin sei auch dann nicht 

treuwidrig, wenn der Übertragungsnetzbetreiber, an den die Klägerin 

die überzahlte Einspeisevergütung weiterreichen muss, seinerseits 

noch keine Rückforderungsansprüche gegenüber der Klägerin gel-

tend gemacht haben sollte. Dem Übertragungsnetzbetreiber komme 

nämlich der Rückfluss des Geldes an die Klägerin automatisch bei der 

nächsten Abrechnung der Klägerin ihm gegenüber zugute. Dem An-

spruch der Klägerin auf Rückzahlung der Einspeisevergütung könne der 

Beklagte auch keine eigenen Schadenersatzansprüche im Wege der 

Aufrechnung entgegenhalten, weil sich aus der Natur des Rechtsver-

hältnisses ein Aufrechnungsverbot ergibt.

Das Zurückerlangen der Förderbeträge liege im allgemeinen Inter-

esse. Denn die Klägerin reiche die Zahlungen an den Übertragungs-

netzbetreiber weiter, der seinerseits die EEG-Umlage neu – geringer 

– berechnen müsse. Dies komme den Stromversorgungsunternehmen 

und über deren Preiskalkulation dem Verbraucher zugute. Ein etwaiger 

Schadenersatzanspruch des Beklagten gegenüber der Klägerin dürfe 

nicht dazu führen, dass sich ein etwaiges Fehlverhalten der Klägerin 

zulasten des letztlich geschützten Kreises der Verbraucher auswirkt.

Im Übrigen liege ein derartiges Fehlverhalten der Klägerin auch nicht 

vor. Die Klägerin habe den Beklagten im Rahmen des Formblattes aus-

reichend auf die Notwendigkeit der Anmeldung der Photovoltaikanla-

ge bei der Bundesnetzagentur hingewiesen. Die Pflicht zur Anmeldung 

habe allein den Beklagten getroffen. Anhaltepunkte dafür, dass der 

Beklagte die Anlage entgegen seiner Angaben auf dem Formularblatt 

nicht gemeldet hat, habe Klägerin nicht gehabt. Soweit die Klägerin 

in dem Formblatt fehlerhaft auf die Vorschrift des § 16 Absatz 2 EEG 

2009 verwiesen hat, führe dieser Hinweis nicht zu einem schützens-

werten Interesse des Beklagten. Weder aus dem Gesetzeswortlaut des 

§ 16 Absatz 2 EEG 2009 noch aus der Gesetzesbegründung lasse sich 

ableiten, dass nach dieser Vorschrift eine verspätete Anmeldung un-

schädlich bleiben soll.
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Wie das OLG mitteilt, drohen bundesweit zahlreiche weitere Verfah-

ren um Rückforderungsansprüche wegen unterbliebener Meldungen 

von Photovoltaikanlagen.  Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der 

Rechtssache habe der 13. Zivilsenat des OLG die Revision zum Bundes-

gerichtshof zugelassen. Ein weiteres Verfahren sei im 11. Zivilsenat des 

Schleswig-Holsteinischen OLG anhängig.

Schleswig-Holsteinisches OLG, Urteil vom 21.06.2016, 3 U 108/15

Sonder-AfA: Bescheinigung der  
Denkmalschutzbehörde ist bindend

Die Renovierung einer denkmalgeschützten Immobilie kann sehr teuer 

werden. Als Anreiz und Unterstützung erhalten Bauherren darum die 

Möglichkeit, Aufwendungen für den Erhalt des Baudenkmals durch 

eine Sonderabschreibung nach § 7i EStG schneller steuerlich geltend 

zu machen. 

Als Nachweis, um die Sonderabschreibung zu nutzen, muss dem Fi-

nanzamt eine Bescheinigung der Denkmalschutzbehörde vorgelegt 

werden. Daraus muss nicht nur der Status der Immobilie als Baudenk-

mal hervorgehen, sondern auch festgestellt werden, welche Maßnah-

men zur Erhaltung des Baudenkmals notwendig waren. Nur für diese 

Maßnahmen kann anschließend die Sonderabschreibung in Anspruch 

genommen werden. Diese Einschränkung soll vermeiden, dass für an-

dere Instandhaltungsaufwendungen die Sonderabschreibung geltend 

gemacht wird.

Das Sächsische Finanzgericht hatte zu entscheiden, welche Folgen 

eine detaillierte Bescheinigung der Denkmalschutzbehörde für die 

Steuerfestsetzung hat. In dem konkreten Fall kaufte der Steuerpflichti-

ge eine Eigentumswohnung in einer Altbauvilla. Das Gebäude bestand 

aus zwei Haushälften mit insgesamt vier Wohneinheiten.

Im Kaufvertrag verpflichtete sich die veräußernde GmbH, den Kaufge-

genstand schlüsselfertig zu sanieren. Für den Erwerb und die Sanierung 

vereinbarten die Parteien einen Festpreis von 277.000 Euro. Davon 

sollten 69.160 Euro auf die Altbausubstanz sowie den Grund und Bo-

den entfallen. Für die Sanierungsleistungen legte der Kaufvertrag ei-

nen Anteil von 207.840 Euro fest.

Die zuständige Denkmalschutzbehörde, das Regierungspräsidium, er-

ließ einen Bescheid, in dem es Aufwendungen in Höhe von 207.840 

Euro  zur Erhaltung des Gebäudes als Baudenkmal und zu seiner sinn-

vollen Nutzung als erforderlich ansah.

Bei einer Außenprüfung des Finanzamtes legte die Prüferin die Kauf-

preisanteile von Altbausubstanz, Grund und Boden sowie Sanierungs-

leistungen neu zulasten des Steuerpflichtigen fest. Ergebnis: eine deut-

lich geringere Abschreibungsbasis für die Sonderabschreibung bei dem 

Baudenkmal, nämlich nur gut 117.000 Euro. Der gegen den daraufhin er-

lassenen Feststellungsbescheid eingelegte Einspruch blieb ohne Erfolg.

Dagegen klagten die Bauherren und bekamen im Wesentlichen recht. 

Die Finanzämter dürfen nicht von der Bescheinigung der Denkmal-

schutzbehörde abweichen, wenn darin sowohl steuerrechtliche als 

auch denkmalschutzrechtliche Tatsachen enthalten sind, z. B. die be-

rücksichtigungsfähigen Sanierungsaufwendungen.

Ausnahme: Es werden zu Unrecht Kosten bescheinigt, die vor der Bau-

maßnahme angefallen sind und für die deshalb § 7i EStG nicht gilt. 

Dazu gehören z. B. der Kaufpreis des Verkäufers für das Altobjekt sowie 

Kosten vor Abschluss des Kaufvertrags.

Sächsisches FG vom 3. 9. 2015, 6 K 1537/13

Rechtsprechung bestätigt: Kündbarkeit von  
Bausparverträgen durch Bausparkassen

Bausparkassen können zur Zinsersparnis Bausparverträge wirksam 

kündigen. Dies entschied der für Bankrecht zuständige achte Zivilsenat 

des Oberlandesgerichts Koblenz.

Obwohl die Zuteilungsreife eines Bausparvertrags über 10 Jahre zu-

rücklag, nahm ein Bausparer das Bauspardarlehen nicht in Anspruch. 

Das Sparguthaben wurde mit 2,5 % jährlich verzinst. Die Bausparkasse 

kündigte den Bausparvertrag. Dagegen setzte sich der Bausparer zur 

Wehr und begehrte die gerichtliche Feststellung des Fortbestehens des 

Bausparvertrags. Er unterlag nun auch in zweiter Instanz.

Der Senat hält die Kündigung für wirksam und stützt das Kündigungs-

recht der Bausparkasse auf § 489 Abs. 1 Nr. 2 BGB. Danach kann ein 

Darlehensnehmer einen Darlehensvertrag mit festem Zinssatz 10 Jah-

re nach vollständigem Empfang kündigen.

Diese Norm finde Anwendung auf Bausparverträge. Bei diesen Verträ-

gen sei in der Ansparphase der Bausparer als Darlehensgeber und die 

Bausparkasse als Darlehensnehmerin anzusehen. Diese Passivgeschäf-
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te der Bausparkassen würden vom Schutzbereich des Gesetzes erfasst. 

Auch Bausparkassen müssten davor geschützt werden, dauerhaft ei-

nen nicht marktgerechten Zinssatz zahlen zu müssen. Sie könnten in 

Ertragsschwierigkeiten kommen, wenn sie die geschuldete Verzinsung 

mangels ausreichender Nachfrage an Bauspardarlehen nicht in vollem 

Umfang über das Aktivgeschäft erwirtschaften könnten.

Die Zehnjahresfrist im Sinne des § 489 Abs.1 Nr. 2 BGB beginne ab 

Eintritt der Zuteilungsreife zu laufen. Von da an habe es der Bausparer 

allein in der Hand, seinen Anspruch auf Erhalt der Bausparsumme zu 

begründen.

Damit hält der Senat an seiner bisherigen Rechtsprechung fest, die mit 

derjenigen der Oberlandesgerichte Hamm, Celle und Köln im Einklang 

steht.

Da das Oberlandesgericht Stuttgart jedoch anderer Auffassung ist, 

hat der Senat die Revision zugelassen. Dadurch ist es dem unterlege-

nen Bausparer möglich, die Rechtsfrage durch den Bundesgerichtshof 

höchstrichterlich klären zu lassen.

OLG Koblenz, Pressemitteilung vom 11.08.2016 zum Urteil 8 U 11/16 

vom 29.07.2016

Steuerbefreiung für Familienheime: Übertragung 
innerhalb von zehn Jahren führt trotz Weiternutzung 
als Wohnung zu rückwirkender Versagung

Die Steuerbefreiung für Familienheime ist rückwirkend zu versagen, 

wenn der Erwerber seine Eigentümerstellung innerhalb von zehn Jah-

ren nach dem Erwerb überträgt, auch wenn er das Familienheim wei-

terhin im Rahmen eines Nießbrauchs oder Wohnrechts weiterbenutzt. 

Laut Finanzgericht (FG) Hessen gilt dies auch für die unentgeltliche 

Übertragung des Familienheims durch den Erben auf seine Kinder in-

nerhalb der Zehn-Jahres-Frist.

Der Kläger ist Alleinerbe seiner 2009 verstorbenen Mutter, die ihm un-

ter anderem ein Einfamilienhaus vererbte. In diesem wohnte der Klä-

ger schon vor dem Tod der Mutter mit seiner Ehefrau. Das Finanzamt 

berücksichtigte bezüglich des Erwerbs des Grundstücks eine Steuerbe-

freiung gemäß § 13 Absatz 1 Nr. 4c ErbStG. Im Erläuterungstext heißt 

es hierzu: „Die Steuerbefreiung fällt mit Wirkung für die Vergangenheit 

weg, wenn der Erwerber das Familienheim innerhalb von zehn Jahren 

nach dem Erwerb nicht mehr zu Wohnzwecken selbst nutzt, es sei 

denn, er ist aus zwingenden Gründen an einer Selbstnutzung zu eige-

nen Wohnzwecken gehindert“.

2013 übertrug der Kläger das Grundstück an seinen Sohn und seine 

Tochter zum Miteigentumsanteil von je 1/2, wobei er sich das Nieß-

brauchsrecht am Grundstück und ein Dauerwohnrecht zugunsten sei-

ner Frau und sich selbst vorbehielt. 2015 erließ das Finanzamt einen 

geänderten Steuerbescheid. Die Steuerbefreiung für das Familienheim 

gewährte es nicht mehr, da die Übergabe des Grundstücks an die Kin-

der den Nachversteuerungstatbestand des § 13 Absatz 1 Nr. 4c Satz 5 

ErbStG erfülle. Durch die Weiterübertragung unter Nießbrauchsvor-

behalt seien die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung des Famili-

enheims entfallen.

Über die Frage, wann § 13 Absatz 1 Nr. 4c ErbStG greift, besteht ein 

Meinungsstreit. Das FG Hessen hat ihn dahingehend entschieden, dass 

die Steuerbefreiung für Familienheime voraussetzt, dass das Famili-

enheim während eines Zeitraums von zehn Jahren nach dem Erwerb 

nicht nur vom Erwerber bewohnt wird, sondern auch das Eigentum bei 

diesem verbleibt. Dies ergebe sich sowohl aus der Auslegung nach Sinn 

und Zweck der Norm (teleologische Auslegung) als auch aus einer sys-

tematischen Auslegung der Vorschrift.

So sei die Steuerbefreiung des § 13 Absatz 1 Nr. 4c ErbStG gerade zu 

dem Zweck geschaffen worden, zu verhindern, dass der Erwerber sein 

Eigentum am Familienheim aufgeben muss, um die Erbschaftsteuer 

zu bezahlen. Dementsprechend sei die Nachversteuerungsregelung 

des § 13 Absatz 1 Nr. 4c Satz 5 ErbStG im Gesamtzusammenhang der 

Steuerbefreiungsnorm auszulegen. Da eine Steuerbefreiung nur dann 

zu gewähren ist, wenn der Erwerb des Eigentums und die tatsächliche 

Nutzung zu Wohnzwecken zusammenfallen, ist nach Überzeugung des 

FG Hessen eine Nachversteuerung regelmäßig vorzunehmen, wenn 

eines der beiden Tatbestandsmerkmale entfällt. Anhaltspunkte dafür, 

dass dem Gesetzgeber im Rahmen der Nachversteuerung das Merk-

mal des Eigentums verzichtbar erschien, während er am Merkmal des 

Wohnens festgehalten hat, seien nicht ersichtlich.

Finanzgericht Hessen, Gerichtsbescheid vom 15.02.2016, 1 K 2275/15
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Freiberufler

Bareinzahlungen auf betriebliches Konto:  
Steuerpflichtiger muss bei Prüfung des Vorliegens 
von Einlagen verstärkt mitwirken

Leistet der Steuerpflichtige Bareinzahlungen auf sein betriebliches 

Bankkonto, ist er bei der Prüfung, ob Einlagen gegeben sind bezie-

hungsweise wo die Mittel herkommen, nach § 90 Absatz 1 Satz 1 der 

Abgabenordnung verstärkt zur Mitwirkung verpflichtet. Dies stellt das 

Finanzgericht (FG) Hamburg klar.

Bei Verletzung dieser Pflicht könne das Finanzgericht von weiterer 

Sachaufklärung absehen und den Sachverhalt dahin würdigen, dass 

unaufgeklärte Kapitalzuführungen auf nicht versteuerten Einnahmen 

beruhen. Die entsprechende Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes 

sei auf einen Steuerpflichtigen, der seinen Gewinn nach § 4 Absatz 3 

EStG ermittelt, zu übertragen.

Finanzgericht Hamburg, Beschluss vom 18.07.2016, 6 V 84/16, rechts-

kräftig

Beschäftigungsverbot für Schwangere: Lohnanspruch 
besteht ab erstem Tag des Arbeitsverhältnisses

Der Anspruch auf Arbeitsentgelt bei Beschäftigungsverboten setzt kei-

ne vorherige Arbeitsleistung voraus. Dies hat das Landesarbeitsgericht 

(LAG) Berlin-Brandenburg entschieden und einer Frau, die wegen einer 

Risikoschwangerschaft ihre neue Arbeitsstelle nicht antreten konnte, 

Lohnansprüche ab dem ersten Tag ihres neuen Arbeitsverhältnisses 

zugesprochen.

Die Parteien haben im November 2015 ein Arbeitsverhältnis begin-

nend zum 01.01.2016 vereinbart. Im Dezember 2015 wurde aufgrund 

einer Risikoschwangerschaft der Arbeitnehmerin ein ärztliches Be-

schäftigungsverbot erteilt. Die Arbeitnehmerin forderte unter Beru-

fung auf § 11 Mutterschutzgesetz den Lohn, den sie bei Arbeitsaufnah-

me ab Januar 2016 erhalten hätte. Der Arbeitgeber lehnte dies unter 

Hinweis auf die zu keinem Zeitpunkt erfolgte tatsächliche Arbeit der 

Arbeitnehmerin ab.

Das LAG Berlin-Brandenburg hat der Arbeitnehmerin die geforder-

ten Beträge zugesprochen. Der Anspruch auf Arbeitsentgelt bei Be-

schäftigungsverboten setze keine vorherige Arbeitsleistung voraus. Es 

komme nur auf ein vorliegendes Arbeitsverhältnis und allein aufgrund 

eines Beschäftigungsverbotes unterbliebene Arbeit an. Der Arbeitge-

ber werde hierdurch nicht unverhältnismäßig belastet, weil er die zu 

zahlenden Beträge aufgrund des Umlageverfahrens in voller Höhe er-

stattet erhalte.

Das LAG hat die Revision zum Bundesarbeitsgericht zugelassen.

Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 30.09.2016, 9 Sa 

917/16

Aufwendungen für einen Ferrari: Kein voller  
Vorsteuerabzug

Ein vollumfänglicher Vorsteuerabzug aus den Aufwendungen für einen 

Ferrari ist ausgeschlossen. Denn diese Aufwendungen berührten die 

Lebensführung des Steuerpflichtigen oder anderer Personen und seien 

(anteilig) unangemessen, so das Finanzgericht (FG) Baden-Württem-

berg.

Die Klägerin ist eine Kapitalgesellschaft, die im Wesentlichen dem 

ermäßigten Umsatzsteuersatz unterliegende zahnärztliche Laborleis-

tungen erbringt. Ihre Gesellschafter sind die Eltern des Geschäftsfüh-

rers. Der Geschäftsführer und seine Ehefrau betreiben eine Zahnarzt-

praxis. Die Klägerin ist nahezu ausschließlich für die Zahnarztpraxis des 

Geschäftsführers tätig. Die Klägerin mietete ab Februar 2008 einen 

Porsche und ab August 2008 einen Ferrari an. Den Ferrari fuhr aus-

schließlich der Geschäftsführer. 2011 erwarb die Klägerin den Ferrari. 

Im Unternehmensvermögen der Zahnarztpraxis des Geschäftsführers 

und seiner Ehefrau war ein Mercedes.

Der Geschäftsführer und seine Ehefrau hielten kein Fahrzeug in ihrem 

Privatvermögen. Die jährliche Fahrleistung des Ferrari war gering. Laut 

Fahrtenbuch fuhr der Geschäftsführer mit dem Ferrari zum Steuerbe-

rater der Klägerin, zur Bank und zu Fortbildungsveranstaltungen. Ein-

mal nahm er an Renntagen teil. Die Klägerin erklärte Vorsteuern aus 

den Aufwendungen für den Ferrari, im Wesentlichen aus den Leasin-

graten und dem Kaufpreis. Die Renntage seien zur Patientenakquise 

besucht worden. Das beklagte Finanzamt kürzte den Vorsteuerabzug 

auf einen geschätzten „angemessenen“ Anteil. Der betriebliche Reprä-

sentationsaufwand sei unangemessen hoch.
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Das FG entschied, dass das Finanzamt die von der Klägerin geltend ge-

machten Vorsteuern aus den Aufwendungen für den Ferrari zu Recht 

gekürzt habe. Die Vorsteuerbeträge entfielen auf Aufwendungen, für 

die einkommensteuerrechtlich ein Abzugsverbot gelte. Nicht abzieh-

bar seien Aufwendungen, die die Lebensführung des Steuerpflichtigen 

oder anderer Personen berührten, soweit sie nach allgemeiner Ver-

kehrsauffassung als unangemessen anzusehen seien. Die Lebensfüh-

rung sei berührt, wenn die Aufwendungen durch persönliche Motive 

des Steuerpflichtigen mitveranlasst seien. Ein unangemessener be-

trieblicher Repräsentationsaufwand liege vor, wenn ein ordentlicher 

und gewissenhafter Unternehmer die Aufwendungen nicht tätigen 

würde. Zu berücksichtigen seien alle Umstände des Einzelfalls, also die 

Größe des Unternehmens, die Höhe des Umsatzes und des Gewinns 

sowie die Bedeutung des Repräsentationsaufwands für den Geschäfts-

erfolg nach der Art der ausgeübten Tätigkeit und seiner Üblichkeit. Der 

Sohn der Gesellschafter und Geschäftsführer der Klägerin sei dem Mo-

torsport zugeneigt, die Bedeutung des Repräsentationsaufwands für 

den Geschäftserfolg der Klägerin hingegen gering, da diese im Wesent-

lichen von der Zahnarztpraxis des Geschäftsführers beauftragt werde 

und der Ferrari vor allem für Fahrten zum Steuerberater, zu den Banken 

und zu Fortbildungsveranstaltungen genutzt werde.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 06.06.2016, 1 K 

3386/15

Rechnungen einer „Briefkastenfirma“:  
Vorsteuerabzug nicht ausgeschlossen

Wird in Rechnungen der Sitz des leistenden Unternehmens nicht rich-

tig angegeben, kann der Leistungsempfänger trotzdem zum Vorsteuer-

abzug berechtigt sein, so das Finanzgericht (FG) Baden-Württemberg. 

Es ließ die Revision zu. Diese ist beim Bundesfinanzhof anhängig unter 

dem Aktenzeichen V R 28/16.

Die Klägerin, eine Kapitalgesellschaft, betreibt einen Schrotthandel. 

Sie bezog im Streitjahr neun Einzellieferungen von einer GmbH, die in 

einem inländischen Handelsregister eingetragen war. Der Geschäfts-

führer der GmbH hatte die Kontakte unter Angabe einer inländischen 

Festnetznummer, eines inländischen Firmensitzes sowie der Vorla-

ge einer Bescheinigung, ein umsatzsteuerpflichtiges Unternehmen 

zu sein, angebahnt. Deren Steuerberater bestätigte der Klägerin, die 

GmbH versteuere ihre Umsätze nach den allgemeinen Vorschriften 

des Umsatzsteuergesetzes und sei zum Vorsteuerabzug berechtigt. 

Der Schrott wurde jeweils von einem Lkw mit ungarischen Kennzei-

chen zur Klägerin gebracht. Die Klägerin fertigte für jede Schrottanlie-

ferung Wiegescheine und erteilte Gutschriften. Die GmbH stellte über 

die Schrottlieferungen Rechnungen mit gesondertem Umsatzsteuer-

ausweis aus. Diese unterschrieb deren Geschäftsführer.

Die Klägerin überwies den Rechnungsbetrag und machte Vorsteuern 

geltend. Das beklagte Finanzamt versagte den Vorsteuerabzug, da in 

den Rechnungen der Sitz des leistenden Unternehmens nicht richtig 

angegeben sei. Eine „vollständige Anschrift“ setzte die Angabe der zu-

treffenden Anschrift voraus. Die Anschrift der GmbH im Inland befinde 

sich am Sitz einer Kanzlei, die eine Domiziladresse für weitere Firmen 

sei. Die GmbH habe dort kein eigenes Büro. Sie habe neben dem Ge-

schäftsführer keine Angestellten, kein Lager und keinen eigenen Lkw. 

Die Geschäftsunterlagen seien in Ungarn gewesen. Dort sei ihr Sitz. 

Der Geschäftsführer der GmbH habe den von der Kanzlei zur Verfü-

gung gestellten Schreibtisch mit Computer und Telefon einmal mo-

natlich aufgesucht und Rechtsanwalt T bevollmächtigt, im Inland ihre 

Interessen wahrzunehmen.

Das FG entschied hingegen, der Europäische Gerichtshof (EuGH) habe 

bislang den Begriff „vollständige Anschrift“ nicht konkretisiert. Es kön-

ne die Angabe des handelsrechtlichen Gesellschaftssitzes genügen. 

„Anschrift“ und „Sitz der wirtschaftlichen Aktivität“ seien nicht gleich-

zusetzen. Der EuGH sei in Bezug auf formale Rechnungsanforderungen 

großzügig. Für diese Auslegung spreche der Grundsatz der Rechtssi-

cherheit. Der Sitz könne im Gegensatz zu „geschäftlichen Aktivitäten“ 

mit allgemein zugänglichen Quellen, dem Handelsregister, bestimmt 

werden. Im Übrigen hätten im Inland geschäftliche Aktivitäten statt-

gefunden. Die Räume seien tatsächlich aufgesucht und die Leistungen, 

Schrottlieferungen, tatsächlich erbracht worden. Ein Vorsteuerabzug 

sei zwar bei betrügerischem oder missbräuchlichem Handeln ausge-

schlossen. Die Klägerin habe sich jedoch nach den tatsächlichen Um-

ständen nicht an einer Steuerhinterziehung beteiligt. Sie habe wie ein 

vernünftiger Wirtschaftsteilnehmer agiert.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 21.04.2016, 1 K 

1158/14
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Selbstanzeige während Betriebsprüfung:  
Beweisschwierigkeiten aufgrund Zeitablaufs gehen 
zulasten des Steuerpflichtigen

Erklärt der Steuerpflichtige während einer Betriebsprüfung im Rah-

men einer Selbstanzeige erstmalig (weitere) Betriebseinnahmen und 

zugleich damit im Zusammenhang stehende Aufwendungen für an ihn 

erbrachte Fremdleistungen, so gehen Beweisschwierigkeiten aufgrund 

des Zeitablaufs zu seinen Lasten.

Das gilt nach einem aktuellen Urteil des Finanzgericht (FG) Hamburg 

insbesondere, wenn keine schriftlichen Verträge vorgelegt werden, der 

angebliche Zahlungsempfänger die Beträge in bar erhalten haben soll 

und dieser Zahlungsempfänger mittlerweile verstorben ist.

Finanzgericht Hamburg, Urteil vom 29.06.2016, 6 K 227/15, rechts-

kräftig

Betriebliche Altersversorgung: Verzinsung eines  
Versorgungskapitals

Bestimmt eine Betriebsvereinbarung, dass ein dem Arbeitnehmer im 

Versorgungsfall zustehendes Versorgungskapital in zwölf Jahresraten 

auszuzahlen und mit einem marktüblichen Zinssatz zu verzinsen ist, 

den der Arbeitgeber festlegt, bestehen keine rechtlichen Bedenken da-

gegen, wenn dieser sich bei der Festlegung des Zinssatzes an der Ren-

dite für Nullkuponanleihen der Bundesrepublik Deutschland und der 

Französischen Republik orientiert.

Bei der Beklagten, einem Unternehmen der Metall- und Elektroin-

dustrie, besteht im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung eine 

Gesamtbetriebsvereinbarung zur Entgeltumwandlung, die zum Auf-

bau eines Versorgungskapitals führt. Die Beklagte und der Gesamt-

betriebsrat haben eine Auszahlungsrichtlinie vereinbart. Danach kann 

das Versorgungskapital nach Eintritt des Versorgungsfalls in höchstens 

zwölf Jahresraten ausgezahlt werden. Das noch nicht ausgezahlte Ver-

sorgungskapital ist mit einem marktüblichen Zinssatz zu verzinsen, der 

von der Beklagten festzulegen ist.

Der Kläger schied mit Eintritt des Versorgungsfalls nach der Vollen-

dung des 65. Lebensjahres im zweiten Halbjahr 2011 aus dem Arbeits-

verhältnis mit der Beklagten aus. Sein Versorgungskapital betrug etwa 

360.000,00 Euro. Die Beklagte setzte den Zinssatz auf jährlich 0,87 

% fest. Dabei legte sie die Zinsstrukturkurve für deutsche und franzö-

sische Staatsnullkuponanleihen zugrunde. Der Kläger hat eine Verzin-

sung seines Versorgungskapitals mit 3,55 % pro Jahr verlangt.

Die Klage hatte vor dem Dritten Senat des Bundesarbeitsgerichts kei-

nen Erfolg. Die Bestimmung, welcher Markt für die Marktüblichkeit der 

Verzinsung heranzuziehen ist und welcher konkrete Zinssatz festgelegt 

wird, obliegt der Beklagten im Rahmen billigen Ermessens nach § 315 

BGB. Es ist nicht unbillig, für die Verzinsung eines Versorgungskapitals 

darauf abzustellen, wie dieses sicher angelegt werden kann. Dem ent-

spricht eine Orientierung an der Rendite von Staatsnullkuponanleihen.

BAG, Pressemitteilung vom 30.08.2016 zum Urteil 3 AZR 272/15 vom 

30.08.2016

DAAD-Stipendium: Kein steuerlicher Abzug von  
Studienkosten

Studienkosten können nicht als (vorweggenommene) Werbungskos-

ten steuerlich berücksichtigt werden, wenn die Kosten im Rahmen 

eines Stipendiums steuerfrei erstattet wurden. Dies entschied der 12. 

Senat des Finanzgerichts Köln in einem jetzt veröffentlichten Urteil.

Geklagt hatte ein Rechtsanwalt, der für sein Aufbaustudium zum Mas-

ter of Laws in den USA ein Stipendium des Deutschen Akademischen 

Austauschdienstes (DAAD) erhielt. Von den Kosten für das Auslands-

studium in Höhe von insgesamt ca. 30.000 Euro wurden ihm vom 

DAAD 22.000 Euro erstattet. Der Kläger machte in seiner Steuerer-

klärung für das Streitjahr 2010 gleichwohl die gesamten Kosten als 

vorweggenommene Werbungskosten bei seinen Einkünften aus nicht-

selbständiger Tätigkeit geltend. Er stellte sich auf den Standpunkt, dass 

die Stipendiumsleistungen des DAAD steuerlich wie Unterhaltszahlun-

gen der Eltern zu behandeln seien und die Studienkosten deshalb in 

vollem Umfang abziehbar blieben. Das Finanzamt sah dies anders und 

berücksichtigte die Studienkosten nur insoweit als Werbungskosten, 

wie sie nicht vom DAAD erstattet wurden.

Die Klage blieb erfolglos. Der 12. Senat des Finanzgerichts Köln lehnte 

einen weitergehenden Abzug der Studienkosten ebenfalls ab. Er ver-

trat die Auffassung, dass der Kläger im Ergebnis keine Aufwendungen 

getragen habe, soweit ihm die Kosten durch das Stipendium steuerfrei 
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erstattet worden seien. In dieser Höhe sei er durch die Ausgaben nicht 

wirtschaftlich belastet gewesen.

Der Senat hat wegen der grundsätzlichen Bedeutung des Verfahrens 

gegen sein Urteil die Revision zum Bundesfinanzhof in München zu-

gelassen.

FG Köln, Pressemitteilung vom 01.09.2016 zum Urteil 12 K 562/13 

vom 20.05.2016

Pkw-Anhänger mit Werbung auf Seitenflächen:  
Abstellen als unerlaubte Straßennutzung

Im Abstellen von Pkw-Anhängern, deren Seitenflächen vollständig mit 

werbenden Plakaten beklebt sind, kann eine unerlaubte Straßen-Son-

dernutzung liegen. Dies zeigt ein Urteil des Amtsgerichts (AG) Mün-

chen, mit dem der Geschäftsführer eines privaten FKK-Clubs wegen 

der Ordnungswidrigkeit des vorsätzlichen unerlaubten Gebrauchs ei-

ner Straße zur Sondernutzung zu einer Geldbuße in Höhe von 150 Euro 

verurteilt wurde.

Ende September 2015 und vom 08.10.2015 bis 16.10.2015 stellte der 

Geschäftsführer eines FKK-Clubs in Augsburg einen Pkw-Anhänger 

in einer Parkbucht der Menzinger Straße und am 24.10.2015 und 

16.10.2015 einen weiteren Anhänger in der Triebstraße in München 

ab. Die Seitenflächen des Anhängers waren vollständig mit Plakaten 

beklebt, auf denen deutlich sichtbar der Namen, die Anschrift und die 

Öffnungszeiten des Clubs angegeben waren. Außerdem war auf den 

Plakaten eine leicht bekleidete Frau zu sehen, die mit gespreizten Bei-

nen posiert und mit einer Hand ihren Schambereich verdeckt. Halter 

der Anhänger ist eine Projektfirma in der Leopoldstraße in München.

Der zuständige Richter ist davon überzeugt, dass die Anhänger an den 

beiden Ausfallstraßen von München abgestellt wurden, um die daran 

vorbeifahrenden Verkehrsteilnehmer auf den FKK-Club aufmerksam zu 

machen und für diesen Betrieb zu werben. Dafür wäre jedoch eine Son-

dernutzungserlaubnis nach dem Bayrischen Straßen- und Wegegesetz 

notwendig gewesen, die nicht vorlag.

Der Geschäftsführer des FKK-Clubs hat in der Gerichtsverhandlung zu-

gegeben, einen der Anhänger leer und unversperrt abgestellt zu haben. 

Der Anhänger gehöre jedoch einer Projektfirma und werde regelmäßig 

für die Entsorgung von Bauschutt, Müll, Laub und Ähnlichem benutzt. 

Er selbst habe den Anhänger vor dem Abstellen für eine Müllentsor-

gung bei der Stadt Augsburg verwendet und ihn zur Weiternutzung 

durch die Halterin abgestellt. Für die Plakate an den Anhängern werde 

extra bezahlt. Ein Verantwortlicher der Halterin der Anhänger wurde 

als Zeuge vernommen. Er gab an, dass es fünf oder sechs Anhänger mit 

Werbeaufdrucken des FKK-Clubs gäbe, die durch die Halterin selbst 

oder durch andere Firmen benutzt würden.

Die Einlassung des Betroffenen, der Anhänger werde zum Transport 

von Bauschutt und Abfällen verwendet, glaubte das Gericht nicht. Der 

Anhänger sei seiner äußeren Gestaltung nach, insbesondere durch den 

verhältnismäßig hohen kastenförmigen Aufbau, dafür prädestiniert, 

auf seinen Seitenflächen großflächige Werbeplakate anzubringen. Im 

Gegensatz dazu sei der Zugang zu dem Laderaum des Anhängers über 

die beiden rückwärtigen Flügeltüren denkbar ungeeignet, um den An-

hänger mit Abfällen und insbesondere mit Bauschutt zu beladen. Ge-

rade für den Transport von Bauschutt würden üblicherweise Container 

verwendet, die von oben befüllt werden, so das AG.

Amtsgericht München, Urteil vom 15.02.2016, 1123 OWi 239 Js 

100247/16, nicht rechtskräftig


